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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 247. Sitzung am 22. Juni 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur weiteren Vereinfachung des Wirt- 
schaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 1954) vom 
9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz über die Sicherstellung von 
Leistungen auf dem Gebiet der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 22. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I 

S. 785), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

Verstoß gegen wirtschaftsrechtliche Vorschriften 

Nach diesem Gesetz werden Zuwiderhandlun- 
gen im Sinne folgender Vorschriften geahndet: 

1. § 13 des Gesetzes zum Schutze der Kultur- 
pflanzen in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 27. August 1949 (Gesetzblatt 
der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes S. 308), geändert durch 
die Zweite Erstreckungsverordnung vom 
12. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 180), 

2. § 21 des Getreidegesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. November 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 900), zuletzt ge- 
ändert durch das Sechste Gesetz zur Ände- 
rung des Getreidegesetzes vom 2. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1168), und § 27 
der Futtermittelanordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Oktober 1951 
(Bundesanzeiger Nr. 213 vom 2. Novem- 
ber 1951), 

3. § 17 des Zuckergesetzes vom 5. Januar 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 47), zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Ergänzung 
des Zuckergesetzes vom 9. August 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 255), 

4. § 30 des Milch- und Fettgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. De- 
zember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 811), zu- 
letzt geändert durch das Dritte Gesetz zur 
Änderung des Milch- und Fettgesetzes vom 
27. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1104), 

5. § 26 des Vieh- und Fleischgesetzes vom 
25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 272), 

6. § 5 des Gesetzes über die Sicherstellung 
von Leistungen auf dem Gebiet der ge- 
werblichen Wirtschaft vom 22. Dezem- 
ber 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 785), 


7. § 98 des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697), 
zuletzt geändert durch das Vierte Gesetz 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsge- 
setzes vom 1. August 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1157), 

8. § 36 des Gesetzes über den gewerblichen 
Binnenschiffsverkehr vom 1. Oktober 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1453), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Geset- 
zes über den gewerblichen Binnenschiffs- 
verkehr vom 1. August 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1163)." 

2. § 2 a erhält folgende Fassung: 

.§ 2 a 

Preisüberhöhung 

(1) Eine Zuwiderhandlung, die nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes geahndet wird, begeht, 
wer vorsätzlich Entgelte, die infolge einer Be- 
schränkung des Wettbewerbs oder infolge der 
Ausnutzung einer wirtschaftlichen Machtstellung 
oder einer Mangellage unangemessen hoch sind, 

1. in befugter oder unbefugter Betätigung 
in einem Beruf oder Gewerbe für Ge- 
genstände oder Leistungen des le- 
benswichtigen Bedarfs fordert, ver- 
spricht, vereinbart, annimmt oder ge- 
währt oder 

2. für die Vermietung von Räumen zum 
Wohnen oder damit verbundene Ne- 
benleistungen oder für das Vermitteln 
einer solchen Vermietung fordert, sich 
versprechen läßt oder annimmt. 

(2) Die Tat wird in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 nur mit Ermächtigung der fachlich zustän- 
digen obersten Landesbehörde verfolgt. Die Er- 
mächtigung kann zurückgenommen werden." 

3. In § 23 wird Satz 2 gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1 . 

Allgemeines 

Das Gesetz zur weiteren Vereinfachung des Wirt- 
schaftstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 1954) vom 
9. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. 1 S. 175) tritt nach sei- 
nem § 23 Satz 2 in der Fassung des Gesetzes zur 
Verlängerung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 
21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 949) am 
31. Dezember 1962 außer Kraft. Mit einer Aus- 
nahme — dem bis zum 30. Juni 1962 befristeten 
Gesetz über die Sicherstellung von Leistungen auf 
dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft vom 22. De- 
zember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 785) — werden 
die in § 1 angeführten und in § 2 vorausgesetzten 
Wirtschaftsgesetze über diesen Zeitpunkt hinaus 
fortgelten. Diese Vorschriften würden ohne Straf- 
schutz und infolgedessen sogar teilweise nicht mehr 
durchsetzbar sein, wenn die Straf- und Bußgeldvor- 
schriften des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 nicht 
ebenfalls über den 31. Dezember 1962 hinaus gelten 
würden. 

Außerdem besteht nicht nur ein Bedürfnis, den ge- 
gen Preisüberhöhungen gerichteten § 2 a beizube- 
halten, sondern es erscheint aus den in Abschnitt II 
darzulegenden Gründen auch angebracht, diese 
Vorschrift so zu%estalten, daß sie erfolgreicher als 
bisher gegen unangemessen hohe Preisforderungen 
auf dem Gebiet der Wohnraummieten angewandt 
werden kann. 

Die Bundesregierung hält es deshalb für erforder- 
lich, daß die Geltungsdauer des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes 1954 unter gleichzeitiger Vornahme der in 
Abschnitt II erörterten weiteren Änderungen ver- 
längert wird. 

IL 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die in § 1 des Wirtschaftsstrafgesetzes vorgesehe- 
nen Änderungen sind lediglich redaktioneller Ärt. 
Sie sind zumeist durch Änderungen der dort ange- 
führten Gesetze geboten. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Durch das Gesetz über den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft und über ein soziales Miet- und 
Wohnrecht vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 389) ist die grundsätzliche Entscheidung für die 
Einbeziehung der Mieten in die Marktwirtschaft ge- 
fallen. Seitdem hat sich immer mehr die Überzeu- 
gung durchgesetzt, daß es notwendig ist, den Mieter 
durch eine besondere gesetzliche Regelung vor 
Mietpreiserhöhungen zu schützen, welche die Ällge- 
nieinhcit aus sozialen oder wirtschaftspolitischen 


Gründen nicht hinnehmen kann. Auch die Bundes- 
regierung ist dieser Ansicht. Sie glaubt, daß hierfür 
eine Lösung besonders geeignet ist, die sich an eine 
schon geltende verwandte Regelung anschließt. 
Deshalb hält sie es für angebracht, den gegen be- 
stimmte Preisüberhöhungen gerichteten § 2 a des 
Wirtschaftsstrafgesetzes zu erweitern, um eindeu- 
tigen Mißständen auf dem Gebiet der Mietpreise für 
Wohnraum, insbesondere nach der ab 1. Juli 1963 
gebietsweise einsetzenden Preisfreigabe, und im Be- 
reich der damit zusammenhängenden Vcrmittler- 
entgelte entgegenzuwirken und den zuständigen Be- 
hörden die Möglichkeit zu geben, in solchen Fällen 
mit Mitteln des Wirtschaftsstrafrechts wirkungsvol- 
ler cinzuschreiten. 

Ob Mietpreisüberhöhungen mit der geltenden Fas- 
sung des § 2a des Wirtschaftsstrafgesetzes immer 
wirksam begegnet werden kann, ist zweifelhaft. 
Zwar scheint weder die Feststellung, daß einer der 
drei in § 2a Abs. 1 genannten Verursachungsfak- 
toren vorliegt, noch die Auslegung des Begriffs „un- 
angemessen hohes Entgelt" nennenswerte Schwie- 
rigkeiten zu bereiten. Wohl aber dürfte man in der 
Praxis nicht selten Bedenken tragen, das in § 2a 
Abs. 1 geforderte Merkmal „Betätigung in einem 
Beruf oder Gewerbe" als erfüllt anzusehen. 

Obgleich bisher nicht viele Fälle bekanntgeworden 
sind, in denen die Notwendigkeit bestand, gegen 
unangemessen hohe Mietpreisforderungen vorzuge- 
hen, erscheint es zweckmäßig, schon jetzt die Er- 
weiterung des § 2a vorzunehmen. Dadurch wird das 
Einschreiten gegen überhöhte Mietpreise, die im 
Hinblick auf die bevorstehende Preisfreigabe ge- 
fordert werden könnten, erleichtert. Die Straf- 
drohung wird auch manchen Vermieter von vorn- 
herein davon abhalten, überhöhte Forderungen zu 
stellen. 

Eine Erweiterung des § 2a des Wirtschaftsstrafge- 
setzes bietet sich im Gegensatz zu einer gesetz- 
lichen Regelung an anderer Stelle deshalb an, weil 
sie die Entgelte für Wohnraummieten gegenüber 
den anderen Wirtschaftsbereichen nicht unter Son- 
derrecht stellt, sondern sie dem für lebenswichtige 
Gegenstände oder Leistungen allgemein geltenden 
Preisüberhöhungsverbot unterwirft. — Zweck- 
mäßiger als eine andere gesetzliche Regelung er- 
möglicht die im Entwurf vorgesehene neue Fassung 
des § 2 a auch eine sachverständige und einheitliche 
Rechtsanwendung, weil die gerichtliche Entschei- 
dung bei bestimmten Amtsgerichten konzentriert ist 
(§ 55 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten und § 13 Abs. 1 Satz 1 des Wirtschafts- 
strafgesetzes). Gerade dies dürfte bei der erfah- 
rungsgemäß unvermeidbaren Unvollkommenheit 
jeder „Mietwucher" Vorschrift von Bedeutung sein. 

Der Entwurf erweitert die Vorschrift des § 2a Abs. 1 
sachlich dahin, daß sie ausdrücklich auch gegen den 
gerichtet ist, der ein unangemessen hohes Entgelt 
1 für die Vermietung von Räumen zum Wohnen oder 
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für damit verbundene Nebenleistungen fordert, sich 
versprechen läßt oder annimmt; es soll in Fällen 
dieser Art also nicht mehr darauf ankommen, ob der 
Täter „in Betätigung in einem Beruf oder Gewerbe" 
gehandelt hat. Das Vermitteln einer Vermietung 
von Räumen, die zum Wohnen dienen sollen, wird 
hier zur Klarstellung ebenfalls ausdrücklich genannt; 
damit wird eine Prüfung der Frage erspart, ob eine 
solche Vermittlertätigkeit eine „Leistung des lebens- 
wichtigen Bedarfs" darsteilt. 

Im übrigen gestaltet der Entwurf die Vorschrift des 
§ 2a Abs. 1 in ihrem äußeren Aufbau um und glie- 
dert sie der Übersichtlichkeit wegen in zwei Num- 
mern, von denen die zweite die Erweiterung ent- 
hält. 

Für die Fälle, die der Entwurf im neuen § 2 a Abs. 1 
Nr. 2 erfassen will, sieht er in § 2 a Abs. 2 nun- 
mehr davon ab, die Verfolgung von einer besonde- 
ren Voraussetzung abhängig zu machen. Die gel- 
tende Regelung bezweckt, nur die Verstöße zu 
erfassen, die für die allgemeine Preisbildung be- 
deutsam sind. Eine solche Beschränkung erscheint 
bei Preisüberhöhungen auf dem Gebiet der Wohn- 
raummieten oder der Vermittlerentgelte bei Wohn- 
raumvermietungen nicht angebracht. Eine Gefahr, 
daß der Verzicht auf das Antragserfordernis dazu 
führt, auch ausgesprochene Bagatellverstöße zu ver- 
folgen, besteht nicht. Handelt es sich nämlich bei 
einer Zuwiderhandlung gegen den neuen § 2 a 
Abs. 1 Nr. 2 um eine Ordnungswidrigkeit (§ 3 Abs. 2 
des Wirtschaftsstrafgesetzes), so gilt § 7 Abs. 3 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, nach dem von 
einer Geldbuße abzusehen ist, wenn eine Ordnungs- 
widrigkeit unter Berücksichtigung aller Umstände 
ohne Bedeutung ist. Eine Verfolgung von Bagatell- 
verstößen als Straftaten kommt schon deshalb nicht 
in Betracht, weil § 3 Abs. 1 des Wirtschaftsstrafge- 
setzes an Umfang oder Auswirkung einer als Straf- 
tat zu wertenden Zuwiderhandlung oder an die 
Gesamthaltung des Täters die in ihm bezeichneten 
besonderen Anforderungen stellt. 

Für die Fälle, die von dem geltenden § 2 a Abs. 1 
erfaßt sind, ersetzt der Entwurf in § 2 a Abs. 2 das 
Erfordernis des Antrages durch das einer Ermächti- 
gung. Die Regelung des geltenden Rechts ist viel- 
fach als nicht glücklich empfunden worden, weil die 
zur Antragsteliung befugte Behörde, nämlich die 
fachlich zuständige oberste Landesbehörde, je nach 
der länderweise verschiedenen Organisation der 
Preisverwaltung den Antrag bei einer ihr nachge- 
ordneten Verwaltungsbehörde stellen muß. Es er- 
scheint deshalb eher angebracht, das mit § 2 a Abs. 2 
des geltenden Rechts verfolgte Ziel dadurch zu er- 
reichen, daß die Verfolgung von einer Ermächtigung 
der fachlich zuständigen obersten Landesbehörde 


abhängig gemacht wird, die — anders als der An- 
trag — nicht fristgebunden ist und so die praktische 
Handhabung erleichtert. 

Der Entwurf sieht weiter vor, § 2 a Abs. 3 des gel- 
tenden Rechts ersatzlos entfallen zu lassen. Nach 
dieser Vorschrift ist von der Einleitung eines Ver- 
fahrens abzusehen und ein bereits eingeleitetes 
Verfahren einzustellen, wenn kein öffentliches Inter- 
esse verletzt ist. Ein praktisches Bedürftnis für diese 
Regelung besteht nicht. Ist die Preiserhöhung näm- 
lich eine Ordnungswidrigkeit, so gilt der Oppor- 
tunitätsgrundsatz (§ 4 Abs. 3 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes, § 7 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten). Das hiernach auszuübende pflicht- 
mäßige Ermessen ist durch § 7 Abs. 3 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten in einer Weise be- 
schränkt, die eine Verfolgung von Bagatellfällen 
hindert. Nach dieser bereits erwähnten Vorschrift 
ist von einer Geldbuße abzusehen, wenn die Ord- 
nungswidrigkeit unter Berücksichtigung aller Um- 
stände ohne Bedeutung ist. Handelt es sich bei einer 
Preisüberhöhung dagegen um eine Straftat, weil die 
in § 3 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 bezeichneten besonderen 
Voraussetzungen erfüllt sind, so läßt sich eine Be- 
wertung als Bagatellverstoß schwerlich vorstellen; 
es erscheint kaum denkbar, daß in solchen Fällen 
kein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung 
bestehen könnte. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Geltungsdauer des Wirtschaftsstrafgesetzes ist 
bisher dreimal verlängert worde^ und zwar zu- 
nächst bis zum 31. Dezember 1956, dann bis zum 
31. Dezember 1958 und zuletzt bis zum 31. Dezem- 
ber 1962. Die Bundesregierung hält es nunmehr für 
angebracht, von einer Befristung abzusehen. Es läßt 
sich nicht voraussehen, wann die in § 1 angeführten 
oder in § 2 vorausgesetzten Wirtschaftsgesetze au- 
ßer Kraft treten können. Auch bei der neuen Vor- 
schrift gegen Mietpreiserhöhungen ist es nicht mög- 
lich, ihre Geltung kalendermäßig zu begrenzen. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift läßt das Gesetz mit seiner Verkün- 
dung in Kraft treten. Es erscheint nicht angebracht, 
für die Änderung des § 2 a des Wirtschaftsstrafge- 
setzes ein späteres Inkrafttreten vorzusehen: denn 
das Bedürfnis für eine Erweiterung des § 2 a ist 
nicht erst für die Zeit nach der ab 1. Juli 1963 ge- 
bietsweise einsetzenden Mietpreisfreigabe zu beja- 
hen, sondern besteht schon jetzt. 
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